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Gesetzentwurf 

des Bundesrates 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 

über zwingende Arbeitsbedingungen bei grenzüberschreitenden Dienstleistungen 


A. Zielsetzung 

Ziel des Gesetzentwurfes ist die wirksame Verhinderung der 
durch die zunehmenden grenzüberschreitenden Entsendefälle 
auüretenden Gefahr gespaltener Arbeitsmärkte sowie der daraus 
resultierenden Folgeprobleme, wie z. B. der Wettbewerbsverzer- 
rungen insbesondere zu Lasten der kleinen und mittleren Unter- 
nehmen, der Gefährdung der Tarif autonomie sowie der sozialen 
Spannungen auf dem Arbeitsmarkt für die Bereiche der Bauwirt- 
schaft und der Seeschiffahrtsassistenz. 


B. Lösung 

Die Wirksamkeitsvoraussetzung des Arbeitnehmer-Entsendegeset- 
zes, die Allgemeinverbindlicherklärung eines die übrigen Voraus- 
setzungen des Gesetzes erfüllenden Tarifvertrages, wird für den 
Bereich des Arbeitsentgelts dahin gehend ergänzt, daß für den 
Fall des Scheitems der AUgemeinverbindücherklämng das Bun- 
desministerium für Arbeit und Sozialordnung ermächtigt werden 
soll, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
den in diesem Tarifvertrag vereinbarten Mindestlohn als einheit- 
liches Mindestentgelt festzulegen. 


C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Infolge dieses Gesetzes sind Mehreinnahmen an Lohn- und 
Einkommensteuer möglich. 

2. Vollzugsaufwand 
Keiner 
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E. Sonstige Kosten 

Infolge dieses Gesetzes sind Mehreinnahmen an Sozialversiche- 
rungsbeiträgen und durch den Abbau der Arbeitslosigkeit in 
Bauberufen Einsparungen bei den Leistungen an Arbeitslose 
möglich. 

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, ins- 
besondere die Verbraucherpreise, sind, wenn überhaupt, nur 
in geringem Umfang zu erwarten, da die aufgrund der Beauf- 
tragung von Unternehmen aus anderen Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union erzielten Kostenvorteile bisher kaum weiter- 
gegeben wurden. 
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Anlage 1 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 

über zwingende Arbeitsbedingungen bei grenzüberschreitenden Dienstieistungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 


Artikel 1 

Änderung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes 

Das Gesetz über zwingende Arbeitsbedingungen 
bei grenzüberschreitenden Dienstleistungen vom 
26. Februar 1996 (BGBl. I S. 227) wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 einge- 
fügt: 

„Konrnit die Allgemeinverbindhcherklä- 
nmg eines die übrigen Voraussetzungen 
dieses Gesetzes erfüllenden Lohntarifver- 
trages nicht zustande, so wird das Bimdes- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates den in die- 
sem Tarifvertrag vereinbarten Mindestlohn 
als einheithches Mindestentgelt festzule- 
gen. 


bb) Die bisherigen Sätze 2 bis 5 werden die 
Sätze 3 bis 6, wobei im zweiten Halbsatz 
des neuen Satzes 4 die Worte „in den 
Sätzen 1 und 2" durch die Worte „in den 
Sätzen 1 bis 3" ersetzt werden. 

b) In Absatz 5 erster Halbsatz werden die Worte 
„des Absatzes 1 Satz 1 bis 3" durch die Worte 
„des Absatzes 1 Satz 1 bis 4" ersetzt. 

2. In § 2 Abs. 3 zweiter Halbsatz werden die Worte 
„nach § 1 Abs. 1 Satz 3" durch die Worte „nach § 1 
Abs. 1 Satz 4" ersetzt. 

3. In § 5 Abs. 1 Nr, 1 erster Halbsatz werden die Wor- 
te „entgegen § 1 Abs, 1 Satz 3, auch in Verbin- 
dimg mit Satz 4" durch die Worte „entgegen § 1 
Abs. 1 Satz 4, auch in Verbindung mit Satz 5" er- 
setzt. 


Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Ver- 
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Im Zuge der Verwirklichung des Binnenmarktes neh- 
men immer mehr Unternehmen am grenzüberschrei- 
tenden Dienstleistungsverkehr teü. Entsenden sie 
hierzu eigene Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in 
andere Mitgliedstaaten der Europäischen Union, so 
gilt für diese Arbeitnehmer in der Regel weiterhin 
das Recht des Heimatlandes und nicht das des tat- 
sächhchen Arbeitsortes. Denn nach dem deutschen 
internationalen Privatrecht (Artikel 30 EGBGB), das 
das Übereinkommen über das auf vertraghche Schuld- 
verhältnisse anzuwendende Recht vom 19. Juni 1980 
(EVÜ) umsetzt, unterliegen Arbeitsverträge grund- 
sätzhch dem Recht des Staates, in dem der Arbeit- 
nehmer gewöhnhch seine Arbeit verrichtet, auch 
wenn er vorübergehend in einen anderen Staat ent- 
sandt ist. 

Aufgrund der Tatsache, daß sich die Arbeitsbedin- 
gungen in den Mitghedstaaten der Europäischen 
Union immer noch erheblich unterscheiden, führen 
die sich aus der derzeitigen Rechtslage ergebenden 
„Inseln fremden Rechts" zunehmend zu Wettbe- 
werbsverzerrungen, der Gefährdung der Tarif auto- 
nomie sowie zu sozialen Spannungen. 

Hiervon ist zur Zeit ganz besonders die Baubranche 
betroffen, da die Lohnkosten etwa 50% der Bau- 
kosten ausmachen und somit Arbeitgeber ohne Sitz 
in der Bundesrepubhk Deutschland die Preise deut- 
scher Unternehmen regelmäßig um mindestens 25 % 
unterbieten können. 

Das Gesetz über zwängende Arbeitsbedingungen bei 
grenzüberschreitenden Dienstleistungen (Arbeitneh- 
mer-Entsendegesetz - AEntG) vom 26. Februar 1996 
(BGBl. I S. 227), das am 1. März 1996 in Kraft getreten 
ist, sollte zumindest für die Bereiche der Bauwärt- 
schaft und der Seeschiffahrtsassistenz zeithch befri- 
stet eine Annäherung der derzeit zwischen den 
Mitghedstaaten der Europäischen Union unter- 
schiedhchen Wettbewerbsvoraussetzungen in bezug 
auf die besonders wettbewerbsrelevanten Arbeits- 
bedingungen hersteilen. 

Mit diesem Gesetz werden bestimmte, für aUgemein- 
verbindhch erklärte Tarifverträge als international 
zwängend einzuhaltende Normen im Sirme des inter- 
nationalen Privatrechts definiert. 

Im Apiil dieses Jahres einigten sich der Hauptver- 
band der Deutschen Bauindustrie, der Zentralver- 
band des Deutschen Baugewerbes und die Industrie- 
gewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt auf den Ab- 
schluß eines Tarifvertrages zur Regelung eines Min- 
destlohnes im Baugewerbe im Gebiet der Bundes- 
repubhk Deutschland. Er sah einen zeithch und re- 
gional gestaffelten Mindestlohn vor, der deuthch un- 
terhalb der untersten Lohnstufe lag. Für die alten 


Länder behef er sich auf maximal 18,60 DM und für 
die neuen Länder auf 17,11 DM. 

Der Antrag auf Ahgemeinverbindhcherklärung die- 
ses Tarifvertrages fand aufgnmd der ablehnenden 
Haltung aber drei Vertreter der Arbeitgebervereini- 
gungen im Tarif ausschuß auf der Sitzung am 28. Mai 
1996 jedoch keine Mehrheit. 

Die Tatsache, daß das Arbeitnehmer-Entsendegesetz 
damit auch weiterhin weitgehend ohne Wirkung 
bleibt, hat für die Bauwirtschaft verheerende Fol- 
gen. Ahein kurzfristig wärd mit einem Verlust von 
weiteren 100 000, mittehristig sogar bis zu 400 000 
Arbeitsplätzen gerechnet. Allein im Bauhauptge- 
werbe werden im Jahr 1996 ca. 6 000 Insolvenzen 
überwiegend kleiner und mittelständischer Baube- 
triebe erwartet. 

Durch die Aufnahme einer subsidiären Regelung 
in das Arbeitnehmer-Entsendegesetz, die einerseits 
eine Blockade im Tarifausschuß und damit die 
vom Gesetz beabsichtigte Wirkung der Beseitigung 
von Lohndumping verhindert und andererseits auch 
den Tarifparteien einen unteren Rahmen vorgibt, 
der sich an den auch für sie verbindhchen Arbeits- 
entgelten orientiert, wärd sichergesteht, daß das 
Problem des Sozialdumpings in der Europäischen 
Union und die sich daraus ergebenden viehältigen 
Folgeprobleme zumindest für die Bereiche der Bau- 
wärtschaft und der Seeschiffahrtsassistenz gemindert 
werden. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 
Zu Buchstabe a 
Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Vorschrift bestimmt, daß im Fähe des Scheitems 
eines Antrages auf AUgemeinverbindhcherklämng 
eines die übrigen Bedingungen des Arbeitnehmer- 
Entsendegesetzes erfüllenden Tarifvertrages über 
die Festlegung eines Mindestentgelts das Bundes- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung ermächtigt 
wärd, durch Recht sverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates den in diesem Tarifvertrag vereinbarten 
Mindestlohn als einheithches Mindestentgelt festzu- 
legen. 

Diese Vorschrift wirkt damit gestaltend auf be- 
stimmte Arbeitsverträge im Geltungsbereich des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes ein. 
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Der damit gegebene Eingriff in die gemäß Artikel 2 
Abs. 1 GG gewährleistete Vertragsfreiheit ist jedoch 
erforderhch, lun die durch unterschiedliche Lohn- 
niveaus bedingten Wettbewerbsverzerrungen und 
die daraus resultierenden sozialen Spannungen bei 
Arbeitnehmerentsendungen in den besonders be- 
troffenen Branchen der Bauwirtschaft imd der See- 
schiffahrtsassistenz zu unterbinden. Er ist auch not- 
wendig, lun das Ziel des Arbeitnehmer-Entsende- 
gesetzes, die zumindest zeithch befristete Annähe- 
rung der unterschiedhchen Wettbewerbsvorausset- 
zungen in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union bei vorübergehenden Arbeitnehmerentsen- 
dimgen in der Bauwirtschaft und der Seeschiffahrts- 
assistenz sicherzustellen und somit weiteren Schaden 
abzuwenden. 

Die Einfügung des Satzes 2 in § 1 Abs. 1 des Arbeit- 
nehmer-Entsendegesetzes beschränkt sich auf das 
zur Abwehr drohender Gefahren unabdingbare Maß, 
da diese Regelung lediglich subidiär güt. 

Aufgrund der Orientierung an bestehenden tarif- 
lichen Vereinbarungen stellt diese Regelung keinen 
Eingriff in die durch das Grundgesetz geschützte 
tarifautonome Regelimgsbefugnis der Sozialpartner 
dar. 


Zu Doppelbuchstabe bb 

Die Änderung stellt ledighch eine Folgeänderung 
zur Änderung in Nummer 1 Buchstabe a Doppel- 
buchstabe aa dar. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung stellt ledighch eine Folgeänderung 
zur Ändenmg in Nummer 1 Buchstabe a Doppel- 
buchstabe aa dar. 

Zu Nummer 2 

Die Änderung stellt ledighch eine Folgeänderung 
zur Ändenmg in Nununer 1 Buchstabe a Doppel- 
buchstabe aa dar. 

Zu Nummer 3 

Die Ändenmg steht ledighch eine Folgeändenmg 
zur Änderung in Nummer 1 Buchstabe a Doppel- 
buchstabe aa dar. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Ebenso wie der Bundesrat bedauert die Bundesre0e- 
rung, daß es bislang noch nicht zur Allgemeinver- 
bindlicherklärung eines Mindestlohn-Tarifvertrages 
gekommen ist, der den vom Arbeitnehmer-Entsende - 
gesetz vorgegebenen gesetzlichen Rahmen ausfüllt. 

Zur Lösung der weiterhin drängenden Entsende-Pro- 
blematik schlägt der Bundesrat mit seinem Gesetz- 
entwurf vor, das Arbeitnehmer-Entsendegesetz um 
einen Konfliktlösungsmechanismus zu ergänzen: 
Scheitert im Anwendungsbereich des Arbeitnehmer- 
Entsendegesetzes die AUgemeinverbindlicherklä- 
nmg eines Mindestlohn-Tarifvertrages an der fehlen- 
den Zustimmung des Tarifausschusses, so soll der 
Bundesminister für Arbeit imd Sozialordnung diesen 
tarifvertraglich vereinbarten Mindestlohn durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
als verbindliches Mindestentgelt für diese Branche 
festsetzen können. 

Nach dem bestehenden bewährten System der All- 
gemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen kann 
der Staat die von den Tarifvertragsparteien bean- 
tragte Allgemeinverbindlicherklärung nur im Ein- 
vernehmen mit dem Tarifausschuß aussprechen. In 
einem den Tarifverhandlungen nachempfundenen 
Verfahren trifft der Tarifausschuß - paritätisch und 
autonom - Entscheidungen aus übergeordneter 
Sicht. Insofern unterstreicht diese Stellung des Tarif- 
ausschusses das der verfassungsrechtlich garantier- 
ten Tarif autonomie innewohnende Prinzip, Entgelte 
und sonstige Arbeitsbedingungen grundsätzlich 
ohne staatliche Einflußnahme festzulegen. 


Der Vorschlag des Bundesrates, der die Mitwirkung 
des Tarifausschusses im Ergebnis auf ein bloßes An- 
hörungsrecht reduziert, enthebt den Tarifausschuß 
dieser Fimktion und bedeutet deshalb den Einstieg 
in einen staatlichen Mindestlohn. Auch wenn der 
Staat hier keine eigene Entscheidung über die Höhe 
des Mindestentgeltes treffen würde, so übernähme 
er “ ohne die sonst erforderliche Mitwirkung des 
Tarifausschusses - doch die alleinige Verantwortung 
dafür, daß ein bislang nur für tarif gebundene Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer geltender Tarifvertrag auch 
auf alle anderen Arbeitgeber imd Arbeitnehmer der 
betreffenden Branche zwingend anzuwenden wäre. 
Gerade in brisanten Entscheidungssituationen be- 
stünde die Gefahr, daß sich die Spitzenverbände 
ihrer Verantwortung entziehen und diese mit der 
Folge einer unausweichlichen Politisierung der Lohn- 
findung auf den Staat abwälzen. Die Bundesregie- 
rung kann der vom Bundesrat vorgeschlagenen Kon- 
zeption deshalb nicht folgen. 

Auch wenn der Vorschlag auf den Geltungsbereich 
des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (Baubereich, 
Montage, Hafenschlepper) beschränkt ist, werden 
andere Branchen mit vergleichbaren Einigungs- 
schwierigkeiten im AUgemeinverbindlichkeitsver- 
fahren vergleichbare Hilfen des Staates zur Mindest- 
lohnfestsetzung einfordem. Der Staat würde damit 
auch in diesen anderen Branchen zunehmend in eine 
Rolle gedrängt, die er nach den Gnmdsätzen unserer 
Arbeits- und Wirtschaftsverfassung bewußt nicht 
ausüben soll. 
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